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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Fünftes Gesetz über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes (Fünftes Anpassungsgesetz — KOV — 
5. AnpG-KOV -) 

— Drucksachen 7/1008, 7/1106 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat 


Der Bundesrat hat in seiner 398. Sitzung am 9. No- 
vember 1973 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 19. Oktober 1973 verabschiedeten 
Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsaus- 
schuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes 
aus dem in der Anlage angegebenen Grunde ein- 
berufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz ge- 
mäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Grund 

a) Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 56 BVG) 

Nummer 27 ist wie folgt zu fassen: 

„27. § 56 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,Die laufenden Rentenleistungen dieses Ge- 
setzes werden jährlich zum 1. Juli durch 
Gesetz entsprechend dem Vomhundertsatz 
angepaßt, der jeweils der Rentenanpassung 
nach § 1272 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung zugrunde liegt.' " 


b) Zu Artikel 3 

Artikel 3 ist zu streichen. 


c) Zu Artikel 5 § 3 Abs. 1 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Dieses Gesetz tritt, soweit sich aus Ab- 
satz 2 nichts anderes ergibt, am 1. Juli 1973 in 
Kraft." 

Begründung zu a) bis c) 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen soll eine 
Vorziehung der Anpassung der laufenden Ren- 
tenleistungen in der Kriegsopferversorgung je- 
weils zum 1. Juli eines Jahres erreicht werden. 

Die bisherige routinemäßige jährliche Anpas- 
sung entsprechend der durch das Gesetz über 
die Anpassung der Leistungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 26. Januar 1970 (1. AnpG- 
KOV) normierten Verpflichtung des Gesetz- 
gebers wird der ursprünglichen Zweckbestim- 
mung der Vorschrift des § 56 infolge Änderung 
des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung 
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durch das Rentenreformgesetz — RRG — vom 
16. Oktober 1972 (BGBl. I S. 1965) nicht mehr ge- 
recht. Durch die Änderung des § 1272 der Reichs- 
versicherungsordnung würde auch der Tatsache 
Rechnung getragen, daß die Vorschrift angesichts 
der Entwicklung des Lohn- und Preisgefüges den 
ursprünglich angestrebten Zweck nicht mehr voll 
erfüllen konnte. 

Aus dieser Entwicklung müssen nunmehr die er- 
forderlichen Konsequenzen für die Versorgung 
der Kriegsopfer gezogen werden. Es wäre mit 
den Grundsätzen eines Rechts- und Sozialstaates 
nicht vereinbar, wenn nicht auch für die Kriegs- 
opfer Leistungsverbesserungen, die denen der 
Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entsprechen, geschaffen würden. Es ist da- 
her erforderlich, die Renten der Kriegsopferver- 
sorgung zum 1. Juli 1973 in dem Umfange an- 
zupassen, in dem Erhöhungen der Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung zum glei- 
chen Zeitpunkt eingetreten sind. 

Es geht in erster Linie darum, die Schlechter- 
stellung der Kriegsopfer bei der Rentenanpas- 
sung zu beseitigen und die durch die einseitige 
Regelung in der Rentenversicherung durchbro- 
chene Einheitlichkeit der Anpassungsregelung 
für Sozialrentner und Kriegsopfer wiederherzu- 
stellen. Die Rentnerhaushalte sind von den Fol- 
gen der Inflation, deren Ende noch nicht abzu- 
sehen ist, am stärksten betroffen. Der Preisindex 
für die Lebenshaltungskosten ist hier vom Mai 
1972 bis zum Mai 1973 um 9 v. H. gestiegen, bei 
der Hauptgruppe Nahrungs- und Genußmittel 
sogar um 10,2 v. H. Dies war auch ein wesent- 
licher Grund für die Vorverlegung der Anpas- 
sung in der Rentenversicherung. 


Haushaltsmäßige und konjunkturpolitische Be- 
denken sind nicht so erheblich, daß sie eine so- 
ziale und wirtschaftliche Zurücksetzung der 
Kriegsopfer rechtfertigen könnten. Für die ge- 
genüber dem Entwurf erforderlichen Mehrauf- 
wendungen (für 1973 349,0 Millionen DM, für 
1974 190,0 Millionen DM) kann auf Grund der 
erhöhten Steuereinnahmen des Bundes zweifel- 
los eine ausreichende Deckung gefunden werden. 
Bei der Höhe der zusätzlich erforderlichen finan- 
ziellen Mehraufwendungen ist eine nachhaltige 
Beeinflussung der konjunkturellen Lage nicht zu 
erwarten. Im übrigen wäre es unvertretbar, ge- 
rade jenen Personenkreis, der für die Gemein- 
schaft besondere Opfer zu erbringen hatte, durch 
konjunkturpolitische Maßnahmen einseitig be- 
sonders zu belasten. 

Die Vorschrift des § 56 in der bisherigen Fas- 
sung gebietet zwar eine Anhebung der Renten- 
leistungen nach den Anpassungsmaßstäben in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen, läßt 
aber nach ihrem engen Wortlaut eine vorgezo- 
gene Rentenanpassung, wie sie in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung nunmehr erfolgt, nicht 
zu. 

Die Neufassung der Bestimmung ist nach wie 
vor mit den Anpassungsmerkmalen in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung verflochten, sie 
zwingt aber nunmehr zu einer Anhebung der 
laufenden Rentenleistungen zu dem Zeitpunkt 
und in dem Ausmaß, in dem die Rentenanpas- 
sungen in den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen jeweils wirksam werden. Damit ist für die 
Zukunft automatisch eine zeitgerechte Anglei- 
chung der Kriegsopferrenten an die angepaßten 
Sozialrenten gesichert. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 9. November 1973 
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